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Protokoll der Sitzung  
Landesjugendhilfeausschusses Berlin (LJHA) 

 
vom 18. September 2024 

 
 
Teilnehmerinnen/ 
Teilnehmer: 
 

 
 
 
siehe Anwesenheitsliste  

                                                                     
Beginn: 14:00 Uhr                                                  

  
Ende: 16:00 Uhr 

 
 
Vorsitz:   Frau Berndt 
 
Protokoll:  Herr Hilke 
 
 
Tagesordnung:  
 

1. Aktuelles 
2. Protokoll 
3. BNK – Platzentwicklung /Ausbauprogramm / aktueller Stand 
4. BE zur AV Pflegekinderdienst  
5. BE zur Jugendarbeit barrierefrei und inklusiv gestalten  
6. BE - Berücksichtigung Verbraucherpreisindex bei Zuwendungen 
7. Sonstiges 

 
 
 
Frau Berndt eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. 
 
Die Beschlussfähigkeit wird mit 12 stimmberechtigten Mitglieder festgestellt. 
 
 
 
TOP 1: Aktuelles 
 
Streik bei den Kita-Eigenbetrieben  
Herr Staatsekretär Liecke berichtet kurz vom Sachstand und unterstreicht, dass das Land keine 
entsprechenden Verhandlungen für einen Entlastungstarifvertrag – auch schon aus rechtlichen 
Gründen - aufnehmen kann. 

 

  
–  
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Verwaltungsreform  
Herr Liecke informiert, dass derzeit die Abstimmungen für konkrete Eckpunkte für den Entwurf eines 
neuen Landesorganisationsgesetzes auf Senatsebene intensiv erfolgen und kurz vom dem Abschluss 
stehen. 
 
Haushaltslage 
Herr Liecke betont, dass die Projekte im Bereich Jugend und Familie von hoher Wichtigkeit sind und 
er sich intensiv einbringen wird, dass mindestens die laufenden Projekte erhalten werden können.   
 
Stabsstelle Demokratieförderung  
Herr Liecke führt aus, dass die vorgebrachte Kritik gegen das Vorhaben deutlich überzogen sei. So 
ist auch ein Agieren in der Öffentlichkeit mit internen Unterlagen der Senatsverwaltung nicht 
angemessen und stelle keine akzeptable Form der Zusammenarbeit dar.  Es geht nicht um eine 
politische „Unterstellung“ sondern um Unterstützung einer effizienten Weiterentwicklung und eine 
bessere Abstimmung der in vielfältiger Zuständigkeit erfolgenden Förderungen. Die derzeitigen 
aktuellen Entwicklungen machen deutlich, dass auch ein Hinterfragen bestehender Strukturen erlaubt 
sein muss.   
 
Nachbesetzungen 
Die Nachbesetzung von Frau Lingens wird noch erfolgen. Die Nachfolge für Herrn Nilsen 
(Familienrichter) ist Herr Stützer.  
 
 
Leistungen nach § 13 (3) SGB VIII:  
Es wird thematisiert, dass in Bezirken offenbar Leistungen der Jugendberufshilfe nicht mehr bewilligt 
werden würden. Frau Stappenbeck ist die Fragestellung bekannt und wird dieser nachgehen. 
 
 
 
TOP 2:  Protokoll  
 
Wird nachgereicht 
 
 
Top 3: BNK – Platzentwicklung /Ausbauprogramm / aktueller Stand 

- Frau Stappenbeck stellt den Sachstand mittels einer PPP dar. Bezüglich des Inhaltes wird auf 
diese dem Protokoll beigefügte PPP verwiesen. 

- In der anschließenden Erörterung wird die sehr schwierige Versorgungssituation bezüglich 
des Platzangebots – in besonderer Weise für Kinder mit Behinderungen – hingewiesen. Hier 
ist der Fachkräftemangel eine wesentliche Ursache. 

- Es wird eine Task Force unter FF SenBJF eingerichtet werden um bestehende wie auch 
weitere Maßnahmen gemeinsam mit der LIGA und den Jugendämter zu erörtern und 
nachhaltig in die Umsetzung zu bringen. 
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- Ebenfalls wird auf die schwierige Schnittstelle der vorrangigen Angebote im Rahmen der 
inklusiven Schule zu den Leistungen der Eingliederungshilfe in der Zuständigkeit der 
Jugendämter hingewiesen 

 

 

 

TOP 4: BE zur AV Pflegekinderdienst 
 
Ein Beschlussentwurf liegt für das Plenum noch nicht vor. Der TOP wird daher erneut auf die nächste 
Sitzung genommen. 
 
 
 
 
 
 
Top 5: BE zur Jugendarbeit barrierefrei und inklusiv gestalten 
 
Diskussion und Abstimmung über eine Beschlussempfehlung aus dem UA Gesamtjugendhilfeplanung 
und Haushalt: 
 
Der Landesjugendhilfeausschuss fordert die Senatsverwaltung auf, eine Erfassung zur Barrierefreiheit 
der Einrichtungen der Jugendarbeit (dazu gehören Jugendfreizeiteinrichtungen, selbstverwaltete 
Jugendräume, Jugendbildungsstätten, Jugendkultureinrichtungen, Räume der Jugendverbände und 
weitere) im Land Berlin vorzunehmen, wobei Barrierefreiheit im umfassenden Sinne, also 
architektonisch und pädagogisch-inhaltlich zu verstehen ist. 
Auf Grundlage dieser Erfassung erstellt die Senatsverwaltung eine Prioritätenliste zur baulichen 
barrierefreien Instandsetzung der Einrichtungen, wobei die Liste eine Perspektive geben sollte, wann 
Einrichtungen der Jugendarbeit grundsätzlich barrierefrei sind. 
Einrichtungen sind, die Ihre Angebote und Programme inklusiv gestalten wollen, sollen dabei durch 
die für Jugend zuständige Verwaltung zusätzlich konzeptionell unterstützt werden. Die Verwaltung 
legt einen entsprechenden Maßnahmenplan vor. 
 
Begründung: 
Der Kinder- und Jugendförderplan des Landes Berlin hat Inklusion als Grundprinzip festgeschrieben. 
Dabei ist Barrierefreiheit eine wesentliche Voraussetzung und die logische Konsequenz. 
 
Dafür: 12 / Enthaltungen: 0 / Dagegen: 0 
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TOP 6:  BE - Berücksichtigung Verbraucherpreisindex bei Zuwendungen 
 
Diskussion und Abstimmung über eine Beschlussempfehlung aus dem UA Gesamtjugendhilfeplanung 
und Haushalt: 
 
Der Landesjugendhilfeausschuss fordert die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie und 
das Berliner Abgeordnetenhaus auf, bei der Aufstellung des Haushalts 2026/2027 dafür Sorge zu 
tragen, dass Zuwendungen für mehrjährige Projekte zukünftig den Verbraucherpreisindex 
berücksichtigen. Preissteigerungen bei den Sachkosten müssen entsprechend dem 
Verbraucherpreisindex bei der Höhe der Zuwendung berücksichtigt werden. 
 
Begründung: 
Zuwendungen werden im Bereich der Jugendhilfe oft für mehrjährige Projekte bewilligt, in den 
meisten Fällen handelt es sich dabei nicht um Projekte im eigentlichen Sinne, sondern um 
Regelangebote, die zudem häufig rechtlich normiert sind. Fast immer bleibt die entsprechende 
Zuwendung über Jahre hinweg gleich, ggf. können zusätzlich sog. Tarifmittel beantragt werden, die 
Personalkostensteigerungen aufgrund von Tariferhöhungen ausgleichen sollen. Kosttensteigerungen 
bei Sachkosten (bspw. Miete, Energie, Büroausstattung- und Material, Kommunikationskosten, 
pädagogisches Material etc.) werden bei der Festlegung der Höhe der Zuwendung nicht 
berücksichtigt und können durch die Träger nur entweder über eine Erhöhung von 
Teilnahmebeiträgen (wenn vorgesehen) oder über eine Reduzierung des Angebots finanziert werden. 
Die fehlende Berücksichtigung von Kostensteigerungen bei Zuwendungen führt daher zu einer 
Reduzierung des Angebots bzw. zu höheren Kosten bei den teilnehmenden Kindern und 
Jugendlichen. 
Eine Berücksichtigung des Verbraucherpreisindex analog zur Finanzierung bei Hilfen zur Erziehung 
bzw. in der Kindertagesbetreuung würde zumindest die Reduzierung der bestehenden Angebote 
verhindern. 
 
Dafür: 12 / Enthaltungen: 0 / Dagegen: 0 
 
 
TOP 7: Sonstiges 
Frau Nikitin fragt zum Sachstand der neuen AV Jugendhilfeunterhalt.  Frau Stappenbeck erklärt, dass 
der Entwurf im Geschäftsgang zu Schlusszeichnung bei der Senatorin ist. 
 
 
 
Die Sitzung wird um 17:11 Uhr geschlossen. 
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